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jenigen des bisherigen iſt am Schluß des umgeſchriebenen 1

Inhalts von dem Baulaſtenbuchführer zu beſcheinigen . be

§ 18 . Die Einſicht der Baulaſtenbücher , welche nach 8 27
Abſatz 5 des Ortsſtraßengeſetzes jedermann gebührenfrei ge⸗ 0
ſtattet iſt , darf nur in Gegenwart eines Beamten geſchehen . 3

§ 19 . Neben dem Baulaſtenbuche iſt , ſoweit erforder⸗
lich, zur leichteren Auffindung der in demſelben eingetragenen
Grundſtücke ein Regiſter ! ) zu führen , in welchem die mit einer 46
baurechtlichen Verpflichtung belaſteten Baugrundſtücke unter bä
Angabe der Nummer und Seitenzahl des betreffenden Bau⸗ 6
laſtenblattes in überſichtlicher Weiſe zu verzeichnen ſind . 0

§ 20 . Sämtliche Anordnungen des Bezirksamts , durch b0
welche Eintragungen in das Baulaſtenbuch verfügt werden , 5

ſind nebſt den den Anordnungen etwa beigegebenen Belegen 5( vergleiche § 4 Abſatz 1 a. E. ) vom Baulaſtenbuchführer in
5

einem Aktenheft in zeitlicher Reihenfolge zu ſammeln und bei 1⁰
dem Baulaſtenbuch aufzubewahren . 80

flie

4 . Verordnung des Miniſteriums des Innern l0
vom 19 . Dez . 1910 , die Erhebung von Bauge⸗ m

bühren betr . ( Baugebührenordnung )
in der Faſſung der Verordnungen vom 4. Nov . 1920 und 5. Jan . 1924

10
( Geſ⸗ u. VOBl . 1910 S. 800 , 1920 S. 515, 1924 S. 6) . 0
Auf Grund des 8 29 des Verwaltungsgebührengeſetzes 85in der Faſſung des Geſetzes vom 22 . Juli 1910 , Geſ . ⸗ u. 0

) Aus Baulaſtenbüchern , die nur eine geringe Zahl von Bau⸗
laſten enthalten , wird das Vorhandenſein einer Baulaſt bezüglicheines beſtimmten Baugrundſtücks jederzeit leicht feſtzuſtellen ſein .
Für umfangreichere Baulaſtenbücher iſt dagegen die Führung eines
beſonderen Regiſters notwendig , mit deſſen Hilfe die in das Bau⸗
laſtenbuch eingetragenen Baugrundſtücke raſch und in zuverläſſiger 6
Weiſe zu finden ſind ; die Führung eines ſolchen Regiſters wird fſchon bei Baulaſtenbüchern mit mehr als 50 Baulaſtenblättern an⸗
gezeigt ſein . Für dieſes Regiſter iſt vor allem überſichtlichkeit
erforderlich , es empfiehlt ſich, dasſelbe in Zettelform ( nach Art einer
Kartenregiſtratur ) einzurichten ( Erl . d. Min d. Innern vom 21. Dez . 1908Nr. 65363 ) .
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VOBl . Seite 432 ) , wird zum Vollzug des § 173 der Landes⸗
bauordnung hiermit verordnet , was folgt :

§ 1. Für die Tätigkeit der ſtaatlichen Bezirks⸗ undOrtsbaukontrolleure ( 8173 der Landesbauordnung ) werdenBaugebühren nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungenerhoben ) 9).

S 2. Bei Neubauten werden die Gebühren nach der
Zahl der Gebäudeeinheiten Yeines Gebäudes berechnet ; Ge⸗
bäudeeinheit iſt das Quadratmeter planmäßig überbauter
Grundfläche . Als Zahl der Gebäudeeinheiten eines Gebäudes
gilt die Summe der Quadratmeter der planmäßig über⸗bauten Grundfläche jedes einzelnen Geſchoſſes des Gebäudes 95

) Jetzt § 25 des VerwGebGeſ . in der Faſſung der Bekannt⸗machung vom 17. Aug . 1923 ( Geſ. ⸗ u. VOBl . 1923 §. 283) .) Nach §8 1 der Verordnung vom 5. Jan . 1924 ( Geſ. ⸗ undVOBl . 1924 S. 6) werden die in der Baugebührenordnung feſtgeſetztenBaugebühren in Goldmark berechnet und angefordert .Die Baugebührenordnung ſetzt die in die Staatskaſſefließenden Gebühren für die Tätigkeit der ſtaatlichen Bezirks⸗ undOrtsbaukontrolleure feſt (§S 173 LCB0. ) . Die Stellvertreter der ſtaat⸗lichen Bezirksbaukontrolleure beziehen nach wie vor Gebühren nachMaßgabe des § 170 Abſ . 1 und 2 LB0 . ( Erl . d. Min . d. Innernv. 19. Dez. 1910 Nr. 50693 ) .
NAls Grundlage für die Feſtſetzung der Gebühren erſchien esangezeigt , die auch bisher in den Bezirken mit ſtaatlichen Bezirks⸗baukontrolleuren übliche Berechnung nach „Gebäudeeinheiten“ beizu⸗behalten , die geeignet iſt , die im gefundheitlichen Intereſſe wünſchens⸗werte Erſtellung hoher Geſchoſſe zu fördern , die Zahl der Geſchoſſedagegen einzuſchränken ; die Feſtſetzung der Gebühren nach dem Kubik⸗inhalt des Baues würde dieſem Beſtreben nicht genügend Rechnungtragen . Die Berechnung der Gebühren nach den Baukoſten mußtewegen der Schwierigkeit der Feſtſtellung derſelben ebenfalls außerBetracht bleiben ( Erl . d. Min . d. Innern v. 19. Dez. 1910 Nr. 50693 ) .) Für die Berechnung der Gebäudeeinheiten geltenfolgende Grundſätze :

1. Werden auf einem Grundſtück Gebäude verſchiedener Art66. B. Wohnhaus , Scheuer , Stallung , Wagenremiſe , Göpel⸗ und Holz⸗ſchuppen oder dergleichen ) in der Grundfläche zuſammenhängend odervon einander unabhängig errichtet , ſo iſt die Zahl der Gebäudeein⸗heiten für jedes Gebäude geſondert feſtzuſtellen ;2. weichen einzelne Teile eines Gebäudes nach der Geſchoßzahlvon einander ab (3. B. beim Schwarzwaldhaus , in dem der mehr⸗ſtöckige Wohnteil und die einſtöckige Okonomie unter einem Dach
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Keller⸗ und Dachgeſchoſſe kommen hierbei nur dann in An⸗

ſatz , wenn ſie im ganzen oder auch nur teilweiſe zum dauernden
Aufenthalt für Menſchen dienen ſollen (3. B. Verkaufsräume ,

Werkſtätten oder Wohnräume in Kellern oder Dachgeſchoſſen ,

Dienſtbotengelaſſe im Dachgeſchoß ) . Erker , Veranda⸗ und

Terraſſenbauten bleiben bei der Berechnung der Grundflächen
außer Betracht .

§ 3. 1. Die Gebühr für die Prüfung des Baugeſuchs

beträgt 3 Pfennig für die Gebäudeeinheit ,

2. die Gebühr für eine nach § 140 der Landesbauordnung

vorgeſchriebene oder 1 Bezirksamt beſonders angeordnete
Baubeſichtigung ! ) bet yne Rückſicht auf die Entfernung
des Bauplatzes vom Sitz des Bezirksamts oder dem nicht

mit dem Amtsſitz zuſammenfallenden Wohnſitz des Bezirks⸗
baukontrolleurs 3 Pfennig für die Gebäudeeinheit ,

liegen, ferner bei Gebäuden , die gewerblichen oder induſtriellen Zwecken
dienen und d mehr) , ſo iſt Zahl der Gebäudeeinheiten für
die nach der Geſchoßzahl abweick 1 Teile des Gebäudes geſondert
aufzuſtellen ;

3. diejenigen Teile eines Gebäudes , welche nicht durch feſte
Zwiſchendecken , gleichviel hen Bauſtoffen , dauernd in ver⸗

ſchiedene Geſchoſſe ge dies z. B. bei Scheuern , Holz - und

Göpelſchuppen und d ˖ Fall
zu ſein pflegt ) , gelten ohne

Rückſicht auf die Gebäudehe geſchoſſig ;
4. wenn

in Sck mit feſter Decke eingebaut
werden ſollen , ſe e nur dann als zweigeſchoſſig , wenn
der über der Sta r nicht ausſchließlich Dach⸗
raum iſt . Iſt dieſer ch ch Dachraum , ſo gilt das Gebäude
als eingeſchoſſig ;

5. Erker⸗, V enbauten u. d. m. bleiben bei
0t. il ihre Einbeziehung die

eeinfluſſen , dagegen deren Feſt⸗
Erl. d. Min . d. Innern vom

der Berechnu
Höhe der Geb
ſtellung unnöt
19. Dez. 19103

381 8 angeordneten Baubeſichti⸗
gungen ( verg .), fü )e Beſichti⸗
gungsgebühr gungen , die
infolge vorſch r Bauaus⸗

führung 9 erlich werden .
Vön der Erhebu onderen Beſichtigungsgebühr für

die Abnahme neugebau durch den Bezirksbaukontrolleur
im Sinne des § 146 Abſ. 1 und 2 LB0 . iſt abzuſehen ( Erl . d. Min .
d. Innern v. 19. Dez. 1910 Nr. 50693 ) .
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* 3. die Gebühren nach Abſatz ! und 2 werden auf volle10 Pfennig abgerundet .
§ 4. ( 1) An Mindeſtgebühren ! ) werden erhoben :

a) bei einfachen Bauten geringeren Umfangs :
für die Prüfung des Bat eſuchs 3 ,
für eine Baubeſichtigt 5

b) bei Bauten , deren Pr 1Beſichtigung in⸗geſuchs folge der Eigenart ules oder der beim Bau
angewendeten B iſtruktionen be⸗
ſondere Mühe v acht , ohne Rückſicht auf den
Umfang des Baues

für die Prüfung
für eine Baube

( 2) Bei unbedeutenderen ben im Sinne des
§ 126 Abſatz 13 der Landesba g kann von der Er⸗
hebung einer Gebühr ganz ab en werden .

8 5. Die in §3 beſtimmten Gebühren können bis aufdie Hälfte , jedoch nicht unter die in 84 Abſatz 1 lit . a be⸗
ſtimmte Mindeſtgebühr , herabgeſetzt werden :

a) bei Kleinwohnungsbauten 3
b) bei dem Wiederaufbau oder Umbau von durch Brand

oder Naturgewalt ganz oder teilweiſe zerſtörten Bauten .
8 6. Bei den unter die 88 142 bis 144 der Landesbau⸗

ordnung fallenden Bauten werden Baugebühren nicht erhoben .

) Werden auf einem Grundſtück mehrere Bauten errichtet , undkommt für dieſe die Anrechnung von Mindeſtgebühren in Frage , ſowird die Mindeſtgebühr für die verſchiedenen Bauten nur dann ge⸗ſondert angeſetzt , wenn bei der Prüfung des Baugeſuchs oder bei der
Baubeſichtigung die verſchiedenen Bauten nicht alle gleichzeitig in die
amtliche Tätigkeit des Baukontrolleurs einbezogen werden können .

Werden z. B. 2 kleinſte Häuſer nebeneinander mit je 70 qmGrundfläche und eingeſchoſſig gebaut , ſo berechnet ſich die Gebührfür beide nach §S 3 und § 5 auf 2 & 70 ˙σ V2,10 J dieſekann auf die Hälfte , 1,05 A, ermäßigt werden , es muß aber fürbeide Häuſer zuſammen mindeſtens die Gebühr von 2 ( § 4Abf . 1)erhoben werden ( Erl . d. Min d. Innern v. 19. Dezbr . 1910 Nr. 50693 ) .Anm . d. Hrsg . : Die vorſtehenden Zahlen beruhen auf der früheren
Faſſung der Baugebührenordnung .

JSiehe die Anmerkung 3 zu § 4 Abſ . 4 der Landesbauord⸗
nung ( oben Seite 53) .

geſuchs 10 l ,
10 .
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§ 7. Bei Um⸗ und Anbauten , bei dem Aufſetzen

neuer Geſchoſſe und Erweiterungsbauten werden die Gebäude⸗

einheiten nur für den um⸗ oder neuzubauenden Teil des Ge⸗
bäudes berechnet . Die Beſtimmung des § 4 Abſatz 1 lit . a

findet auch in dieſen Fällen Anwendung .

8 8. (1) Wird die Genehmigung eines Baues verſagt , ſo

kann die Prüfungsgebühr ( § 3 Abſatz 1) bis auf die Hälfte ,

jedoch nicht unter die in 8 4 Abſatz 1 lit . a beſtimmte Mindeſt⸗

gebühr herabgeſetzt werden .

(2) Werden die Pläne während des Genehmigungsver⸗

fahrens weſentlich geändert oder wird eine Neuaufſtellung

der ſtatiſchen Berechnung notwendig , ſodaß eine wiederholte

Prüfung erforderlich wird , ſo kann ein Zuſchlag zur Prü⸗

fungsgebühr bis zur Höhe ihres vollen Betrages erhoben

werden .

( 3) Iſt für ein Baugeſuch die in § 135 Abſatz 1 der

Landesbauordnung feſtgeſetzte Friſt unbenützt abgelaufen
und wird dasſelbe erneuert , ſo wird für die neue Prüfung

je nach der erforderlichen Mühewaltung ein Betrag von

einem Drittel bis zur Hälfte der in § 3 Abſatz 1 vorgeſchrie⸗

benen Gebühr , jedoch wenigſtens die in 8 4 Abſatz 1 lit . a

beſtimmte Mindeſtgebühr erhoben .

8 9. (1) Wenn die Prüfung der Pläne und der ſtatiſchen

Berechnung beſonderen Zeitaufwand veranlaßt , können nach

Ermeſſen des Bezirksamts die in 8 3 Abſatz 1 und 2 be⸗

ſtimmten Gebühren im doppelten und dreifachen Betrag er⸗

hoben werden .

2 ) Bei Neu⸗ oder Umbauten , bei denen die Grundfläche

außer Verhältnis ſteht zu der bei der Prüfung und Beſich⸗

tigung des Baues aufzuwendenden Arbeit (3. B. bei Türmen ,

Waſſerbehältern , Fabrikkaminen und dergleichen ) ſowie in

Fällen , wo ſich die Gebühren mit Rückſicht auf den Gegen⸗

ſtand des Baugeſuchs nach Gebäudeeinheiten nicht berechnen

laſſen (z. B. bei Gaſometern , Denkmälern , Luftſchiffhallen ),
werden die Gebühren nach dem Umfang des Baues und der

aufgewendeten Mühe mit der Maßgabe feſtgeſetzt , daß die

in dem einzelnen Falle zu entrichtende Gebühr den zehnfachen

ein
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Betrag der Mirdeſtgebühr ( des § 4 Abſatz 1 lit. b) nicht
überſchreitet ) .

§S 10 . ( 1) Bei Erledigung amtlicher Aufträge , die mit
einem Baugeſuch nicht im Zuſammenhang ſtehen , wie 3. B. bei
der Prüfung und Begutachtung bau⸗, feuer⸗ oder geſundheits⸗
polizeilicher Fragen ? ) und im gewerbepolizeilichen Verfahren ,werden an Gebühren für die Prüfung der Pläne und Beſich⸗tigungen — im letzteren Fall ohne Rückſicht auf die Entfer⸗
nung — erhoben :

a) bei einfachen und wenig zeitraubenden Arbeiten je 3 ,;;b) bei umfangreichen und zeitraubenden Arbeiten für jeden
Aübeitstag bis ÄB) ß) ßnß 15 l .

2 ) Das Gleiche gilt für die Tätigkeit der Bezirksbau⸗
kontrolleure bei Geſuchen um Baugenehmigung für Abbruch⸗
arbeiten , die nicht mit einem Baugeſuch für einen Neubau ,Umbau oder Anbau in Zuſammenhang ſtehen .

) Da die Baugebührenordnung nach 81 ausſchließlich die Ge⸗
bühren für die Tätigkeit der ſtaatlichen Bezirks⸗ und Ortsbau⸗
Kontrolleure regelt , ſo erſchien es nicht tunlich , die Frage der Gebühren⸗forderungen der beſonders aufzuſtellenden Sachverſtändigen 688 131
Abſ . 3 und 172 L80 . ) an dieſer Stelle zu regeln . Es wird aber
ausdrücklich darauf hingewieſen , daß auch dieſe Koſten neben den
durch dieſe Verordnung feſtgeſetzten Baugebühren von den Bauherrenzu tragen ſind (§ 29 —jetzt §S 25 — des Verw . Geb . Geſ. ) . ( Erl . d.Min . d. Innern v. 19. Dezember 1910 Nr. 50 693. )

) Der durch die Tätigkeit derſtaatlichen Bezirksbaukontrolleurebei allgemeinen Wohnungsunterſuchungen ( § 174 LBo . ) und bei
geſundheitspolizeilichen Ortsunterſuchungen ( § 19 der Verordnungvom 23. Dezember 1908 , die Sicherung der öffentlichen Geſundheitund Reinlichkeit betr . ) entſtehende Aufwand an Tagegeldern , Reiſe⸗koſten und Ganggebühren wird künftig ebenſo wie die Gebühren des
Bezirksbeamten und Bezirksarztes von der Staatskaſſe getragen .In Amtsbezirken , in denen kein ſtaatlicher Baukontrolleur beſtellt iſt ,haben die Gemeinden nach wie vor für die Gebühren der Bezirks⸗baukontrolleure anläßlich der oben bezeichneten amtlichen Tätigkeit
aufzukommen . Das Gleiche iſt der Fall , wenn der Stellvertreterdes ſtaatlichen Bezirksbaukontrolleurs in Tätigkeit tritt . Die in der
Baugebührenordnung für die Prüfung und Begutachtung geſund⸗
heitspolizeilicher Fragen feſtgeſetzten Gebühren beziehen ſich nur aufdie Prüfung im Einzelfalle außerhalb der allgemeinen Wohnungs⸗
unterſuchung oder der geſundheitspolizeilichen Ortsunterſuchung ( Erl .d. Min . d. Innern v. 19. Dezember 1910 Nr. 50693) .



302 Unterſagung des Baugewerbebetriebs .

§ 11 . Dieſe Gebührenordnung tritt für jeden Amtsbezirk
mit der Verſtaatlichung der Stelle des Bezirksbaukontrolleurs
in Kraft , in den Amtsbezirken , für welche bereits ſtaatliche
Bezirksbaukontrolleure beſtellt ſind , mit dem 1. Januar 1911.

5a . Geſetz vom 7. Januar 1907 , betreffend die

Abänderung der Gewerbeordnung .
( Reichsgeſetzblatt Seite J .

Artikel 1. Im 8 35 der Gewerbeordnung wird folgen⸗
der neuer Abſ . 5 eingefügt :

„ Der Betrieb des Gewerbes als Bauunternehmer und

Bauleiter ſowie der Betrieb einzelner Zweige des Bauge⸗
werbes iſt zu unterſagen , wenn Tatſachen vorliegen , welche die

Unzuverläſſigkeit des Gewerbetreibenden in Bezug auf dieſen
Gewerbebetrieb dartun . ?) Der Unterſagung muß nach näherer

) Ein Einſchreiten hiernach iſt nicht nur gegen Einzelperſonen ,
ſondern auch gegen Perſonenvereinigungen , juriſtiſche Perſonen u. dergl .
zuläſſig . Vorausſetzung iſt jedoch ſtets der Betrieb eines Gewerbes ,
alſo eine gewerbliche Tätigkeit auf eigene Rechnung . Die Unzuver⸗
läſſigkeit kann ſowohl auf dem Gebiete der beruflichen Sachkunde ,
als auch auf moraliſchem oder wirtſchaftlichem Gebiet liegen ( Motive
S. 6/7 , Erl . d. Min . d. Innern vom 23. März 1907 Nr. 11919 ) .

2) Als unzuverläſſig im Sinne des § 35 Abſ . 5 der Gewo .
wird auch ein Baugewerbetreibender anzuſehen ſein , der vorſätzlich
oder wiederholt fahrläſſig der Beſtimmung des § 1 des Geſetzes über
die Sicherung der Bauforderungen hinſichtlich der Verwendung des
Baugeldes zuwiderhandelt oder der in den 88 2 und 3 a. a. O.
ausgeſprochenen Verpflichtung zur Führung des Baubuches nicht in
der vorgeſchriebenen Weiſe nachkommt . Beſteht begründeter Ver⸗
dacht , daß ein Baugewerbetreibender das Baugeld unbefugt ver⸗
wendet oder das Baubuch nicht oder nicht richtig führt , ſo kann
das Verfahren wegen Unterſagung des Gewerbebetriebs gegen ihn
eingeleitet und in dem Verfahren die Vorlage des Baubuches ver⸗
langt und auf Grund der §88 1 und 12 der Verfahrensordnung in
Verbindung mit § 31 des PolstcGB . erzwungen werden . — Wir
machen den Bezirksämtern zur Pflicht , daß ſie für die Anwendung
des § 35 Abſ 5 der Gewo . in allen dazu geeigneten Fällen Sorge
tragen . Über die Zuverläſſigkeit derjenigen Baugewerbetreibenden ,
deren Geſchäftsbetrieb in bautechniſcher , wirtſchaftlicher oder mora⸗
liſcher Hinſicht zu Bedenken Anlaß gegeben hat , haben ſich die Be⸗
zirksämter ſtändig zu vergewiſſern , damit das Unterſagungsverfahren ,
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